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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


In der Anlage übersende ich 

den Entwurf eines Gesetzes betreffend das Ab- 
kommen über wirtschaftliche Zusammenarbeit 
zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika 
und der Bundesrepublik Deutschland 
vom 15. Dezember 1949 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. (Anlage 1 ) 

Der Deutsche Bundesrat hat zu der Vorlage gemäß Artikel 76 Ab- 
satz 2 des Grundgesetzes in seiner Sitzung vom 13. Januar 1950 
nach der Anlage 2 Stellung genommen. 

Die Bundesregierung erklärt sich mit den Abänderungsvorschlägen 
einverstanden, behält sich aber die endgültige Stellungnahme zu 
Ziffer 2 der Stellungnahme des Bundesrates vor. 

Dr. Adenauer 
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AUein-Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Str. 30 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

betreffend das Abkommen über wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika 
und der Bundesrepublik Deutschland 
vom 15. Dezember 1949. 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Dem am 15. Dezember 1949 in Bonn Unterzeichneten Abkommen 
über wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen den Vereinigten Staaten 
von Amerika und der Bundesrepublik Deutschland wird zugestimmt. 

Artikel II 

(1) Das Abkommen wird nachstehend mit Gesetzeskraft veröffentlicht. 

(2) Der Tag, an dem es gemäß seinem Artikel XV in Kraft tritt, 
ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Artikel DI 

Der Bundesminister für den Marshallplan wird ermächtigt, im Wege 
der Rechts Verordnung gemäß Artikel II Absatz 1 des Abkommens 
Ausführungsbestimmungen über die Kontrolle der Verwendung der 
Hilfeleistungen dahin zu erlassen, daß die Einführer oder späteren 
Besitzer von Marshallplan- Waren verpflichtet werden, Auskünfte zu 
erteilen, Bescheinigungen anerkannter Kontrollgesellschaften vorzu- 
legen und Prüfungen der Handelsbücher, der Geschäftspapiere und 
der Lagerbestände vornehmen zu lassen. Diese Ermächtigung umfaßt 
das Recht des Bundesministers, die Ausübung der bezeichneten Be- 
fugnisse auf eine Warenrevisionsstelle ganz oder teilweise zu über- 
tragen. 

Artikel IV 

Dieses Gesetz tritt mit dem Tag nach der Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


Der Gesetzentwurf betreffend das Abkommen über wirtschaftliche 
Zusammenarbeit zwischen den Vereinigten Staaten und der Bun- 
desrepublik Deutschland hat die verfassungsmäßige Sanktion des 
ersten großen zwischenstaatlichen Vertrages zum Gegenstand, den 
die Bundesrepublik Deutschland am 15. Dezember 1949 mit den 
USA über die Marshallplan-Hilfe abgeschlossen hat. Zur völkerrecht- 
lichen Wirksamkeit des Vertrages ist nach Artikel 59 Absatz 1 des 
Grundgesetzes die Ratifikation durch den Bundespräsi Jenten erfor- 
derlich. Ihr muß nach Artikel 59 Absatz 2 des Grundgesetzes die 
Bestätigung durch den Bundestag vorausgehen. Da das Abkommen 
ferner nach innen nur wirksam werden kann, nachdem es auf dem 
Wege der Gesetzgebung in innerstaatliches Recht um geformt worden 
ist, muß es auch aas diesem Grund zunächst dem Bundestag zu- 
geleitet werden. 

Artikel I des Gesetzentwurfes bringt in der überlieferten Form zum 
Ausdruck, daß der Bundestag dem Abkommen seine Zustimmung 
gibt. Hierzu bestimmt Artikel 59 Absatz 2 des Grundgesetzes, 
daß der Zustimmung des Bundestages solche Verträge bedür- 
fen, die sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung beziehen. Dies 
ist nach dem Katalog der Materien, über die der Bund die aus- 
schließliche Gesetzgebung hat (Artikel 73 des Grundgesetzes), bei 
dem Abkommen vom 15. Dezember 1949 der Fall. Die Mitwirkung 
des Bundesrates, die in Artikel 59 Absatz 2 des Grundgesetzes 
gleichfalls vorgesehen ist, beschränkt sich dagegen auf die allgemei- 
nen Einspruchsrechte des Bunde srates gemäß Artikel 77 des Grund- 
gesetzes; denn das Abkommen vom 15. Dezember 1949 fällt nicht 
unter die besonders im Grundgesetz aufgeführten Bestimmungen, 
nach denen der Bundesrat in bestimmten einzeln aufgezählten Fällen 
einem Bundesgesetz seine Zustimmung im technischen Sinn geben 
muß. 

Artikel II des Gesetzentwurfes ordnet an, daß das Abkommen, 
nachdem der Bundestag ihm seine Zustimmung gegeben hat, als 
innerstaatliches Recht Gesetzeskraft erhält und demgemäß veröffent- 
licht werden kann. Der Tag des Inkrafttretens des Bundes gesetzes 
regelt sich nach dem Zeitpunkt, in welchem der Bundespräsident 
die Ratifikation des Abkommens vollzieht. Dies ist in Absatz 2 des 
Artikels II des Gesetzentwurfes, der Überlieferung entsprechend, 
nochmals ausdrücklich gesagt. Da in dem Abkommen gemäß seinem 
Artikel XV eine Ratifikation nur auf deutscher Seite vorgesehen ist, 
findet ein Austausch von Ratifikations-Urkunden nicht statt. Viel- 
mehr hat die Bundesregierung nach Artikel XV des Abkommens 
die Regierung der Vereinigten Staaten davon in Kenntnis zu setzen, 
daß alle notwendigen rechtlichen Erfordernisse für den Abschluß 
des Abkommens durch die Bundesrepublik erfüllt sind. Das geschieht 
mit der Ratifikation durch den Bundespräsidenten. Auf diesen Zeit- 
punkt ist deshalb das Inkrafttreten des Abkommens abzustellen. 
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Artikel III des Gesetzentwurfes ermächtigt den Bundesminister für 
den Marshallplan, in Bezug auf die durch Artikel II Absatz 1 des 
Abkommens eingeführte Verwendungskontrolle die erforderlichen 
Ausführungsbestimmungen zu erlassen. Die Ermächtigung ist, ent- 
sprechend den Erfordernissen des Artikels 80 des Grundgesetzes, 
ihrem Inhalt, Zweck und Ausmaß nach genau umschrieben worden. 
Die Kontrollbefugnisse erstrecken sich auf die Anforderung von Aus- 
künften sowie von Bescheinigungen anerkannter Kontrollgesellschaf- 
ten, deren Vorlage nicht nur von den Einführern der Waren, son- 
dern auch von ihren späteren Besitzern verlangt werden kann. Eben- 
so umfassen die Kontrollbefugnisse das Recht, bei den Personen, 
die zur Auskunft verpflichtet sind, Piüfungen der Handelsbücher, 
der Geschäftspapiere und der Lagerbestände vorzunehmen. Eine der- 
artige Warenverbleibkontrolle ist auch in anderen zweiseitigen Ab- 
kommen vorgesehen, welche die USA mit Empfänger-Staaten der 
Marshallplan-Hilfe abgeschlossen haben. Sie liegt außerdem im eige- 
nen deutschen Interesse, damit verhindert wird, daß Personen, die 
Waren auf Grund der Marshallplan-Hilfe einführen, erwerben oder 
weiter verarbeiten, mit ihnen aus eigensüchtigen Motiven in ande- 
rer Weise verfahren, als dies den Zwecken des Marshallplanes dient. 
In Ziffer 1 des Anhangs zum Abkommen ist das ausdrückliche Ein- 
verständnis der Vertragsparteien darüber festgelegt, daß die Verwen- 
dungskontrolle wirksame Maßnahmen einschließen soll, die eine Um- 
leitung der Waren in illegale und irreguläre Märkte oder Handels- 
kanäle verhindern. Der zweite Satz des Artikels III des Gesetzent- 
wurfes sieht vor, daß die Ausübung der Befugnisse ganz oder teil- 
weise auf eine Warenrevisionsstelle übertragen werden kann. Das ist 
mit Rücksicht auf den großen Umfang der Kontrolle unerläßlich. 

Artikel IV des Gesetzentwurfes enthält die übliche Bestimmung über 
das Inkrafttreten des Gesetzes als solchen. 
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Anlage 2 


Der Präsident 
des Deutschen Bundesrates 

Bonn, den 13 . Januar 1950 

Bundeshaus 

An den 

Herrn Bundeskanzler 
Bonn 


Betr. : Entwurf eines Gesetzes betreffend das Abkommen über wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit zwischen den Vereinigten Staaten 
von Amerika und der Bundesrepublik Deutschland vom 
15. Dezember 1949 

Hierdurch beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
Sitzung vom 13. Januar 1950 beschlossen hat, dem Gesetz gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes nach Maßgabe folgender 
Änderungen zuzusummen; 

1. In Artikel III werden die Worte „Der Bundesminister für den 
Marshallplan” ersetzt durch die Worte „Die Bundesregierung”. 

Begründung: 

Die in Aussicht genommenen Rechtsverordnungen greifen in 
den Zuständigkeitsbereich der Bundesminister für Wirtschaft, 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, für Verkehr und 
für Finanzen ein. Es erscheint daher angebracht, die Beteiligung 
dieser Minister durch eine Ermächtigung an die Bundesregierung 
selbst sicherzustellen. 

2. In Artikel III werden vor den Worten „im Wege” eingefügt 
die Worte „mit Zustimmung des Bundesrates”. 

Begründung: 

Nach der Abgrenzung der Ermächtigung handelt es sich bei 
den Rechtsverordnungen um solche, die — wie gemäß Artikel 83 
des Grundgesetzes grundsätzlich alle Bundesgesetze — un- 
mittelbar oder durch Wahrnehmung von Aufsichtsbefugnissen 
mittelbar durch die Länder auszuführen sind. Für solche Rechts- 
verordnungen bedarf es gemäß Artikel 80 Absatz 2 des Grund- 
gesetzes der Zustimmung des Bundesrates zu ihrem Erlaß. Im 
übrigen behält diese Bestimmung des Grundgesetzes ausdrücklich 
eine anderweitige bundesgesetzliche Regelung vor, wie sie in der 
vorgeschlagenen Änderung vorliegt. 
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3. Satz 2 des Artikels HI wird durch folgenden Satz ersetzt: 
„Diese Ermächtigung umfaßt das Recht der Bundesregierung, 
sich bei der Ausübung der bezeichneten Befugnisse der Hilfe 
einer Warenrevisionsstelle zu bedienen.” 

Begründung: 

Es handelt sich um eine zweckmäßig erscheinende redaktionelle 
Verbesserung. 

4 . Als neuer Artikel IV wird folgende Bestimmung eingefügt: 
„Die im Zusammenhang mit dem Abkommen der Bundes- 
republik Deutschland entstandenen und noch entstehenden Ver- 
mögenswerte bilden ein Sondervermögen des Bundes, auf das 
die Vorschriften der Reichshaushaltsordnung Anwendung finden. 
Die Rechnungsprüfung erfolgt durch den Bundesrechnungshof.” 

Begründung: 

Die Bestimmung entspricht einem von der Bundesregierung 
selbst gestellten Ergänzungsantrage. Über die im Vollzug des 
Abkommens über wirtschaftliche Zusammenarbeit entstehenden 
Vermögenswerte, die gemäß den Artikeln IV und V des Ab- 
kommens ihren buchmäßigen Niederschlag auf den ERP- und 
GARIOA-Gegenwertkonten finden, kann die Bundesregierung 
im Einvernehmen mit der Regierung der Vereinigten Staaten 
von Amerika und für Zwecke, die in den Artikeln IV Ziffer 6 
und V Ziffer 4 aufgeführt sind, verfügen. 

Das Abkommen enthält keine Bestimmungen über die haushalts- 
rechtliche Behandlung dieser Vermögenswerte durch die Bundes- 
regierung. Deshalb wird in Artikel IV des Gesetzentwurfs unter 
Festlegung der Rechtsnatur der entstehenden Vermögenswerte 
bestimmt, daß die Vorschriften des geltenden Haushaltsrechts 
Anwendung finden sollen. Insbesondere treten die Rechtsfolgen 
des § 9a Reichshaushaltsordnung ein: Das Sondervermögen ist 
in Einnahmen und Ausgaben nachzuweisen; .der Nachweis ist 
dem Haushaltsplan der zuständigen Bundesverwaltung beizufügen. 

5. Der bisherige Artikel IV wird Artikel V. 

Es wird angeregt, das Inkrafttreten des Gesetzes durch Angabe 
eines bestimmten Kalendertages zu bestimmen. 


In Vertretung: 
Kopf 
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